
Der Kampf der LINKEN um die Of-
fenlegung der Kali-Fusionsverträge
und damit auch die Klärung der
Thüringen noch viele Jahre bela-
stenden Kali-Altlastenproblematik
geht weiter. Dazu hatten sich bei ei-
nem Pressegespräch am 28. August
in der Linksfraktion im Thüringer
Landtag die Abgeordnete und LIN-
KE Landesvorsitzende Susanne
Hennig-Wellsow und die umweltpo-
litischen Sprecher der Thüringer
Landtagsfraktion Tilo Kummer und
der Bundestagsfraktion Ralph Len-
kert geäußert. 

Zwar hatte jetzt die zuständige, dem
Bundesfinanzministerium unterstehen-
de, Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben einen entsprechenden Antrag
Bodo Ramelows auf Offenlegung des
Kalifusionsvertrages inklusive aller An-
lagen abgelehnt, aber, so unterstrich
Susanne Hennig-Wellsow, „indirekt hat
sie die Echtheit der bekannt geworde-
nen Kaliverträge bestätigt, jedoch die
Einsicht in die Verträge und deren Ver-
wendung untersagt“. Die LINKE Politi-
kerin kündigte vor dem Hintergrund
des Informationsfreiheitsgesetzes des
Bundes Widerspruch gegen diese Ent-
scheidung an und schloss auch eine
Klage nicht aus. 

Tilo Kummer verwies auf den im Juli
vom Thüringer Landtag gefassten Be-
schluss zum Antrag der Linksfraktion
zum Vorliegen des vollständigen Kali-
Fusionsvertrages vom 13. Mai 1993

koscheck auf Ewigkeit“ ausgestellt
wurde und der Freistaat Thüringen
noch nicht einmal die Vertragsgrundla-
gen kennt. „Wir werden den Vertrag
mit Thüringen überprüfen lassen“, kün-
digte Ralph Lenkert an und sprach von
„arglistiger Täuschung“. 

Bemühungen der Bundestagsfrakti-
on, mit Anfragen an die Bundesregie-
rung nähere Informationen zu erlan-
gen, blieben bisher ohne Erfolg. Der
LINKE Bundestagsabgeordnete fasste
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Kali-Altlasten-Kampf geht weiter

Massen an Material von Parteien
findet sich derzeit im Briefkasten
oder wird einem überreicht. Doch
bei der großen Menge fällt auf: Das
Wahlmaterial und die dahinter ste-
henden Parteien lassen sich in zwei
Kategorien teilen. Auf der einen
Seite die Parteien der Angst: CDU,
FDP, NPD und AfD. Mindestens
Thüringen, wenn nicht die ganze
Welt gehen unter, gibt man ihnen
nicht die Stimme. Die Argumentati-
onsfiguren, mit denen Angst ge-
macht werden soll, reichen dabei
von albern (FDP) über heuchlerisch
(CDU) bis zu eklig (NPD, AfD). Die
CDU agiert noch mit lustigen Zwi-
schentönen: Der ewig lächelnde
Thüringer Schuldenkönig Bernhard
Vogel wirbt in einer Wahlpostille für
Christine Lieberknecht, die bun-
desweite Spitzenreiterin hinsicht-
lich staatsanwaltlicher Ermittlun-
gen gegen eine Landesregierung. 

Linke, SPD und Grüne werben
demgegenüber mit Optimismus.

Nur am Rande der SPD irrlichtert
es. Zunächst warnte im Juli ein
Brief weitgehend unbekannter Ex-
Abgeordneter vor jedwedem Kon-
takt zur Linken. Politische Infekti-
onsfahr! Zu den Unterzeichnern
zählte Gunter Weißgerber, ein er-
klärter Feind des Ziels eines demo-
kratischen Sozialismus im SPD-
Programm, der nach dem Aus-
scheiden aus dem Parlament wohl
nur auf sich aufmerksam machte,
als er äußerte: „Thilo Sarrazin ana-
lysiert und argumentiert in seinem
Buch klar sozialdemokratisch.“ Er
hatte schon als Abgeordneter mit
dem SPD-Austritt kokettiert, bei-
spielsweise aus Solidarität mit
Wolfgang Clement. Den rügte die
SPD am Ende nur – worauf er
selbst austrat. Clement wiederum
gehört zu den Unterzeichnern einer
neuen Warnanzeige noch unbe-
kannterer Initiatoren, die „die Zu-
kunft unseres (!) Freistaates“ in Ge-
fahr sehen. Auch CDU-Funktionäre
haben unterzeichnet. Das zeigt,
welche Register wirklich gezogen
werden.                                        
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Irrlichter am Rande

und das verfassungsgemäße Informati-
ons- und Kontrollrecht des Landtags.
Darin soll die Landesregierung in wei-
teren Verhandlungen mit der Bundes-
regierung eine Gleichbehandlung mit
anderen Bundesländern in Bezug auf
die Beteiligung des Bundes an der Fi-
nanzierung von noch anstehenden
Maßnahmen zur Altlastensanierung bei
Bergbaugroßprojekten erreichen.  

Mit dem Abschluss des „Generalver-
trages über die abschließende Finan-

„Reisegruppe Brandt“ offenbart erneut neonazistisches Netzwerk

Vor dem Hintergrund der Berichte
der „Welt am Sonntag“ (Ausgabe
vom 31. August) über einer Reise
bundesdeutscher Neonazis nach
Südafrika, forderten die Thüringer
Landtagsabgeordnete Katharina
König und die Bundestagsabgeord-
nete Martina Renner, beide ehemali-
ge Mitglieder der Landtagsfraktion
DIE LINKE im Thüringer NSU-Unter-
suchungsausschuss:

„Dringend geklärt werden muss,
welche Informationen über Aufenthalte
und Waffentraining bundesdeutscher
Neonazis, darunter auch V-Leute, in
Südafrika beim Bundesnachrichten-
dienst (BND), beim Bundesamt für Ver-
fassungsschutz (BfV) und gegebenen-
falls ausländischen Geheimdiensten
vorlagen und ob diese Informationen,
sofern sie auch im Kontext der NSU-
Aufklärung Relevanz haben, den Unter-
suchungsausschüssen vorgelegt wur-
den.“

Es sei keine Neuigkeit, dass Tino
Brandt sich mehrfach in Südafrika auf-
hielt und dort Schießübungen stattfan-
den. Diese Informationen habe es be-
reits seit Anfang der 2000er Jahre bei
antifaschistischen Gruppen – auch in
Thüringen – gegeben und sie seien von
diesen öffentlich und in Publikationen
thematisiert worden. Katharina König
widersprach ausdrücklich den Aussa-
gen anderer Mitglieder des Thüringer
Untersuchungsausschusses, dass die

zierung der ökologischen Altlasten im
Freistaat Thüringen“ war der Bund aus
der Verantwortung für die Altlastensa-
nierung entlassen worden, während
sie an das Land Thüringen überging.
Auf bisher  unübersehbare Zeit ver-
langt die K+S KALI GmbH monatlich
über 1,5 Millionen Euro von Thüringen
für Altlastensanierungen. 

Es geht also darum, so Tilo Kummer
im Pressegespräch, „ob K+S ein Blan-

die Antworten so zu-
sammen: Die Bundes-
regierung hat keine
Informationen und
kriegt auch keine. Al-
lerdings legen die
Antworten nahe, dass
der Freistaat Thürin-
gen in den so genann-
ten Kalifusionsvertrag
(Rahmenvertrag) zwi-
schen der Treuhand-
anstalt, der Kali und
Salz AG und der Mit-
teldeutschen Kali AG

nicht eingebunden war.
Der Landtagsbeschluss, bei dem es

ja nicht zuletzt auch um die „Herausga-
be des Kalifusionsvertrages nebst An-
lagen“ geht und der mit dem Ende die-
ser Legislatur der sogenannten Diskon-
tinuität anheim fällt, soll übrigens
durch den neuen Landtag wieder neu
beschlossen werden, so der Ausblick
von Tilo Kummer zum Abschluss des
Pressegesprächs.                                      

Informationen über die Reise des Tino
Brandt nach Südafrika dem Untersu-
chungsausschuss im Thüringer Land-
tag nicht vorgelegen hätten. „Ebenso
ist die Gewalttätigkeit Brandts durch
die Aktenkenntnisse insbesondere aus
den Dokumenten der Thüringer Justiz
ersichtlich gewesen“, betonte die LIN-
KE Landtagsabgeordnete. Sie verwies
exemplarisch auf einen Überfall in Grä-
fenthal, an dem Tino Brandt beteiligt
war.

Entscheidender seien jedoch, so Ka-
tharina König und Martina Renner, die
Zusammenstellung der nun in Rede
stehenden neonazistischen Reisegrup-
pe um Tino Brandt und deren Verbin-
dungen zum NSU, zum Unterstützer-
umfeld und zum neonazistischen Netz-
werk „Blood & Honour“. Martina Ren-
ner dazu: „Organisiert durch das ex-
trem rechte Netzwerk 'Hilfskomitee
Südliches Afrika' reisten im Oktober
1999 – wenige Wochen nachdem
Claus Nordbruch, über den die Flucht
des untergetauchten Trios nach Süd-
afrika organisiert werden sollte, in Thü-
ringen zu Vortragsveranstaltungen war
– 17 Personen nach Südafrika. Neben
Tino Brandt nahmen an der Reise wei-
tere bundesweit aktive rechte Kader
und Führungspersonen teil, über wel-
che sich erneut die neonazistischen
Netzwerke offenbaren und bei denen
teilweise von einem Kennverhältnis zu
wichtigen Personen aus dem NSU-Un-
terstützerumfeld ausgegangen werden

muss.“ Katharina König ergänzte:
„Nach antifaschistischen Recherchen
nahmen damalige Funktionäre des
‚Blood & Honour‘-Netzwerkes wie An-
dreas Biere aus Sachsen-Anhalt oder
einflussreiche Kader wie Peter De-
houst, Herausgeber neonazistischer
Zeitschriften, aber auch weitere Neo-
nazis teil, die in engem Kontakt zu
Frank Schwerdt und Andre Kapke stan-
den.“ Die Notwendigkeit der Fortfüh-
rung der Aufklärung auch in Untersu-
chungsausschüssen auf Bundes- und
Länderebene sei auch deswegen drin-
gend geboten, betonten die beiden Ab-
geordneten.                                        


